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sowie der Lizenzen (GBl. I. 1956 S. 83) wird zur Durch­
führung des Investitionsplanes folgendes angeordnet: 

y

A. Planaufstellung und Plandurchführung 

£ Planumfang 

§ 1

Durch den Investitionsplan werden Mittel bereitgestellt 
für

U Bauvorhaben;

2. Ausrüstungen (einschließlich Reservegrundmittel im 
Sinne des § 2 der Anordnung vom 7. Januar 1957 
über die Abgrenzung der Umlaufmittel- und Grund­
mittelsphäre [GBl. II S. 37])
a) Maschinen, maschinelle Anlagen und technische 

Einrichtungen,

b) Transportanlagen, Transportgeräte und Fahr­
zeuge,

c) Allgemeinwerkzeuge, Modelle und Vorrichtun­
gen, sofern diese Gegenstände nicht innerhalb 
von zwölf Monaten verschleißen (typen- und auf­
tragsgebundene Werkzeuge, Vorrichtungen und 
Modelle für eine bereits laufende Fertigung, auch 
wenn sie nicht innerhalb von zwölf Monaten 
verschleißen, sind als Kosten des Betriebes zu 
planen und zu Lasten der Umlaufmittel zu 
finanzieren);

3. Erstausstattung mit Grundmitteln, Werkzeugen, 
Vorrichtungen und Modellen, die zur Inbetrieb­
nahme neuer Kapazitäten dienen, ohne Rücksicht 
auf Lebensdauer und Wert;

4. Erstausstattung -mit Grundmitteln zur Aufnahme 
neuer Produktion, die sich aus der Übernähme von 
abgeschlossenen staatlichen oder betrieblichen For- 
schungs- und Entwicklungsaufträgen ergibt. Die 
Finanzierung der dazu erforderlichen Werkzeuge, 
Vorrichtungen und Modelle erfolgt nach der Ver­
ordnung vom 14. Dezember 1956 über die Kredit­
gewährung an volkseigene Betriebe zur Unter­
stützung der Einführung der neuen Technik und 
der Verbesserung der Rentabilität (GBl. I 1957 S. 3) 
aus Krediten;

5. Erwerb von Betriebs- und Geschäftsausstattungen, 
soweit die Haushaltsdirektive nichts anderes be­
stimmt;

6. Erwerb von nichtvolkseigenen Grundstücken, Pro­
duktionsanlagen und Gebäuden und der damit ver­
bundenen Ablösung darauf ruhender volkseigener 
und privater Grundpfandrechte und sonstiger Ent­
schädigungsansprüche privater Eigentümer;

7. Erwerb von Zuchttieren (Vatertiere) und Anpflan­
zung geschlossener Plantagen nach einer vom 
Minister für Land- und Forstwirtschaft im Einver­
nehmen mit dem,Minister der Finanzen zu erlas­
senden Anordnung;

8. Aufwendungen für die Wiederbeschaffung oder 
Wiederherstellung beschädigter, zerstörter oder ab­
handen gekommener Gegenstände und Gebäude, 
soweit Mittel aus Schadensersatzforderungen nicht 
unmittelbar zur Verfügung stehen;

9. Erwerb von Arbeitsschutz- und Feuerschutzeinrich­
tungen (das gilt auch für Anschaffungen in Nicht­
volkseigentum durch volkseigene Betriebe);

10. Einrichtung von sanitären, sozialen und ähnlichen 
Anlagen in Nichtvolkseigentum für volkseigene 
Betriebe;

11. Einbauten, Neubauten oder bauliche Veränderungen 
an Grundstücken und Anlagegegenständen, die nach 
den Bestimmungen der Verordnung vom 6. Sep­
tember 1951 über die Verwaltung und den Schutz 
ausländischen Eigentums in der Deutschen Demo­
kratischen Republik (GBl. S. 839) verwaltet und 
objektmäßig von Betrieben der volkseigenen Wirt­
schaft genutzt werden.

Die Wertgrenze der unter den Ziffern 1, 2 Buchstaben 
a und b, 5, 8, 9, 10 und 11 genannten Aufwendungen 
muß im Einzelfall 200 DM überschreiten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. Bei den unter Ziff. 2 Buchst, c 
genannten Aufwendungen muß der Einzelanschaffungs­
wert mehr als 500 DM betragen.

Die Verwendung von Investitionsmitteln für andere 
als die vorgesehenen Zwecke ist nicht statthaft. Aus 
Mitteln des Investitionsplanes dürfen nicht finanziert 
werden:

1; Aufwendungen für die Vorplanung und Projektie­
rung der Investitionsvorhaben. Diese Leistungen 
werden aus dem Haushalt der Ministerien, Staats­
sekretariate m. e. G., Räte der Bezirke und Kreise 
gesondert finanziert;

2. Umsetzungen und örtliche Verlagerungen. Die 
Finanzierung erfolgt aus Umlaufmitteln bzw. Kre­
diten. Erfolgt die Umsetzung zugunsten eines 
Investitionsvorhabens oder einer Maßnahme aus 
dem Generalreparaturplan, erfolgt die Finanzierung 
der Demontage-, Transport- und Montagekosten aus 
dem Investitionsplan bzw. Generalreparaturplan;

3. Aufwendungen für Arbeiten, die im Plan für For­
schung und Technik vorzusehen sind und deren 
Finanzierung aus dem zentralen Fonds Forschung 
und Technik bzw. aus Haushaltsmitteln zu er­
folgen hat;

4. Einbauten, Umbauten oder bauliche Veränderun­
gen an nichtvolkseigenen Grundstücken, Gebäuden 
und Anlagegegenständen (Investitionen in Nicht­
volkseigentum). Für derartige Maßnahmen können 
Kredite bei der Deutschen Investitionsbank nach 
deren Kreditrichtlinien in Anspruch genommen 
werden. Von dieser Regelung sind ausgenommen 
die im § 1 unter Ziffern 2, 8, 9, 10 und 11 genann­
ten Investitionszwecke.

§ 3

(1) Investitionen in Grundmitteln, die anderen Rechts­
trägern von Volkseigentum zur Nutzung oder Mit­
nutzung überlassen wurden, sind von demjenigen 
Rechtsträger in seinem Investitionsplan aufzunehmen, 
der an ihrer Durchführung unmittelbar interessiert ist, 
sofern nicht ein Rechtsträgerwechsel gemäß der An-


